 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7300001/2025

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Der Finanzstrafsenat 1080-2 des Bundesfinanzgerichtes hat durch den Senatsvorsitzenden Dr.
Wolfgang Pagitsch, der Richterin Mag. Diana Sammer und die fachkundigen Laienrichter Mag.
FH Oliver Bruckner und Mag. Ingrid Schoberl in der Finanzstrafsache ***Bf1***, ***Bf]-
Adr*** vertreten durch ALTHUBER SPORNBERGER & PARTNER Rechtsanwiélte GmbH
Doblhoffgasse 9, 1010 Wien, wegen Finanzvergehen der Abgabenhinterziehung gem § 33 Abs 1
teilweise iVm §§ 11 und 13 FinStrG Uber die Beschwerde des Beschuldigten vom 9. Janner 2025
gegen das Erkenntnis des Spruchsenates Wien N 2 als Organ des Amtes fur
Betrugsbekampfung als Finanzstrafbehérde vom 5. November 2024, Sps ***Zahl1***, nach
Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung am 7. Oktober 2025 in Anwesenheit des
Beschuldigten, seines Verteidigers, des Amtsbeauftragten Benjamin Hymer BA sowie der
Schriftfihrerin Petra Rauherz zu Recht erkannt:

I.) Der Beschwerde wird gem § 161 Abs 1 FinStrG teilweise stattgegeben und das
angefochtene Erkenntnis des Spruchsenates wie folgt abgedndert:

***Bf]%*** jst schuldig, er hat im Bereich des Finanzamtes Osterreich zum Teil in
bewusstem Zusammenwirken mit ***Namel***

a.) betreffend der Steuerangelegenheiten der ***Name2***, StNr. ***Zah|2***,
vorsatzlich unter Verletzung der abgabenrechtlichen Anzeige-, Offenlegungs- und
Wahrheitspflicht, ndmlich durch Abgabe unrichtiger Einkommen- und
Umsatzsteuererklarungen fir die Jahre 2014 und 2015, zu bewirken versucht, dass
bescheidmaRig festzusetzende Abgaben und zwar Einkommensteuer 2014 iHv
€ 12.748,00, Umsatzsteuer 2014 iHv € 7.099,99, Einkommensteuer 2015 iHv € 7.428,00
und Umsatzsteuer 2015 iHv € 8.662,66, gesamt € 35.938,65, zu niedrig festgesetzt
werden und hierdurch Finanzvergehen der versuchten Abgabenhinterziehung gem
§§ 13 iVm 33 Abs 1 FinStrG begangen.

b.) betreffend der Steuerangelegenheiten des ***Namel***, StNr. ***Zah|3***,

vorsatzlich unter Verletzung der abgabenrechtlichen Anzeige-, Offenlegungs- und
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Wahrheitspflicht, namlich durch Mitwirkung bei der versuchten Abgabenhinterziehung
des ***Namel***, indem er gemeinsam mit diesem Geschafte vorgetauscht hat,
bewirken versucht, dass bescheidmaRig festzusetzende Abgaben und zwar
Einkommensteuer 2015 iHv € 2.879,47 und Umsatzsteuer 2015 iHv € 2.741,66, gesamt
€ 5.621,13, zu niedrig festgesetzt werden und hierdurch Finanzvergehen der
versuchten Abgabenhinterziehung gem §§ 13, 33 Abs 1iVm 11 FinStrG begangen.

Gem § 21 Abs 1iVm § 33 Abs 5 FinStrG wird (iber ihn eine Geldstrafe iHv € 22.000,00
verhangt.

Flir den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe wird gem § 20 FinStrG eine
Ersatzfreiheitsstrafe von 1 Monat festgesetzt.

Die Kosten werden gem §& 185 Abs 1 lit a FinStrG in unveranderter H6he mit € 500,00
festgesetzt.

Hingegen wird das Finanzstrafverfahren beziiglich der im bekampften Erkenntnis des
Spruchsenates zu Spruchpunkt I.) und Il.) sowie zu IV.) betreffend des Jahres 2014
angelasteten Abgabenhinterziehungen gem §§ 157, 136 Abs 1iVm § 82 Abs 3 lit ciVm 31
Abs 5 FinStrG wegen Eintritt der Strafbarkeitsverjahrung eingestellt.

II.) Eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art 133 Abs 4 Bundes-
Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Verfahrensgang

Mit Erkenntnis des Spruchsenates Wien N 2 als Organ des Amtes fiir Betrugsbekampfung als
Finanzstrafbehorde vom 5.11.2024, GZ Sps ***Zahl1***, wurde der Beschuldigte nach
Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung in seiner Abwesenheit fiir schuldig erkannt, er
habe im Bereich des Finanzamtes Osterreich teilweise in bewusstem Zusammenwirken iSd § 11
FinStrG mit dem Erstbeschuldigten ***Namel1***

I.) gem § 33 Abs 1 FinStrG vorsatzlich unter Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzeige-,
Offenlegungs- und Wahrheitspflicht - ndmlich durch Abgabe von unrichtigen Einkommen-
und Umsatzsteuererklarungen fiir das Jahr 2013 (bzw im Detail die Pkt 12 und 19 im
Betriebsprifungsbericht ***Name2***, abgeschlossen am 28.3.2017) - bewirkt, dass
bescheidmaBig festzusetzende Abgaben und zwar Einkommensteuer 2013 iHv € 2.959,00
und Umsatzsteuer 2013 iHv € 21.100,00, gesamt € 24.059,00, zu niedrig festgesetzt
worden seien und hierdurch eine vorsatzliche Abgabenhinterziehung gem § 33 Abs 1
FinStrG begangen worden sei,
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Il.) sowie gem §§ 33 Abs 1 iVm 11 FinStrG vorsatzlich unter Verletzung einer
abgabenrechtlichen Anzeige-, Offenlegungs- und Wahrheitspflicht - namlich durch
Mitwirkung bei der Abgabenhinterziehung des Erstbeschuldigten ***Namel*** (bzw im
Detail Punkte 6 bis 11 und 16 im Betriebspriifungsbericht ***Namel***, abgeschlossen
am 17.5.2017) - bewirkt, dass bescheidmaRig festzusetzende Abgaben betreffend
***Namel*** und zwar Einkommensteuer 2013 iHv € 19.629,00 und Umsatzsteuer 2013
iHv € 22.724,99, gesamt € 42.353,99, zu niedrig festgesetzt worden seien und hierdurch
eine vorsatzliche Abgabenhinterziehung gem §§ 33 Abs 1 iVm 11 FinStrG begangen
worden sei,

[1l.) sowie gem §§ 13, 33 Abs 1 FinStrG vorsatzlich unter Verletzung einer abgabenrechtlichen
Anzeige-, Offenlegungs- und Wahrheitspflicht - namlich durch Abgabe unrichtiger
Einkommen- und Umsatzsteuererklarungen fiir die Jahre 2014 und 2015 (bzw im Detail die
Punkte 1, 2, 6, 16, 17, 21, 28, 30 und 38 im Betriebsprifungsbericht ***Name2***,
abgeschlossen am 28.3.2017) - zu bewirken versucht, dass bescheidmaBig festzusetzende
Abgaben und zwar Einkommensteuer 2014 iHv € 12.748,00, Umsatzsteuer 2014 iHv
€ 14.034,99, Einkommensteuer 2015 iHv € 7.428,00 und Umsatzsteuer 2015 iHv
€ 8.662,66, gesamt € 42.873,65, zu niedrig festgesetzt worden seien und hierdurch das
Finanzvergehen der versuchten vorsatzlichen Abgabenhinterziehung gem §§ 13,33 Abs 1
FinStrG begangen worden sei,

IV.) sowie gem §§ 13, 33 Abs 1 iVm 11 FinStrG vorsatzlich unter Verletzung einer
abgabenrechtlichen Anzeige-, Offenlegungs- und Wahrheitspflicht - namlich durch
Mitwirkung bei der versuchten vorsatzlichen Abgabenhinterziehung des Erstbeschuldigten
***Namel*** (bzw im Detail Punkte 17, 20, 22 und 23 im Betriebsprifungsbericht
***Namel***, abgeschlossen am 17.5.2017) - zu bewirken versucht, dass bescheidmaRig
festzusetzende Abgaben betreffend des ***Namel*** und zwar Einkommensteuer 2014
iHv € 3.147,49, Umsatzsteuer 2014 iHv € 1.500,00, Einkommensteuer 2015 € 2.879,47 und
Umsatzsteuer 2015 iHv € 2.741,66, gesamt € 10.268,62, zu niedrig festgesetzt worden
seien und hierdurch das Finanzvergehen der versuchten vorsatzlichen
Abgabenhinterziehung gem §§ 13, 33 Abs 1 iVm 11 FinStrG begangen worden sei.

Der strafbestimmende Wertbetrag betrug somit gesamt € 119.555,26.
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Hiefiir wurde der Beschuldigte zu einer Geldstrafe von € 50.000,00 im Nichteinbringungsfall
50 Tage Ersatzfreiheitsstrafe sowie gem § 185 Abs 1 lit a FinStrG zum Ersatz der mit € 500,00
bestimmten Kosten des Finanzstrafverfahrens verurteilt.

Zudem wurde der vollumfanglich gestandige Erstbeschuldigte ***Namel1*** mit selben
Erkenntnis flr die groRtenteils oben genannten Finanzvergehen ebenfalls fir schuldig
befunden und Uber ihn eine Gelstrafe von € 27.500,00, Ersatzfreiheitsstrafe 35 Tage,
rechtskraftig verurteilt, wobei bei ihm aufgrund von geringfligigen Abweichungen der
strafbestimmende Wertbetrag insgesamt € 114.322,87 betrug.

Hingegen erhob der Beschuldigte ***Bf1*** am 9.1.2025 fristgerecht Beschwerde und
begriindete diese im Wesentlichen damit, dass die miindliche Verhandlung in seiner
Abwesenheit nicht gerechtfertigt gewesen sei, es beim Einzelunternehmen ***Name2*** zu
keinem endgiiltigen Abgabenausfall gekommen sei, zumal er bemiiht sei, die
Abgabennachforderungen zu entrichten, das Gestandnis des ***Namel*** vermutlich deshalb
erfolgt sei, damit er eine glinstigere Strafe bekomme, nichts fingiert worden sei, alles reale
Geschafte gewesen seien, zum Teil Begriindungsmangel im Erkenntnis vorliegen wiirden, da
sich zB nicht alle Geschafte auf ***Name3*** beziehen wiirden und daher dessen Gestandnis
nicht fiir alle Taten relevant sei und ein Verweis auf die Feststellungen der Betriebspriifung als
Begriindung nicht ausreichend sei. Zudem sei bei Pkt 38 der Betriebsprifung ***Name4*** die
Vorsteuer nur aus formellen Mangeln nicht anerkannt worden und sei bei der Strafbemessung
nicht bericksichtigt worden, dass die Vorwiirfe schon lange zurlickgelegen seien und er sich
seitdem wohl verhalten habe, sodass er die Stattgabe der Beschwerde und Aufhebung des

Erkenntnisses beantrage.
Der Amtsbeauftragte erhob keine Beschwerde.

In der am 7.10.2025 durchgefiihrten mindlichen Verhandlung konnte der als Zeuge geladene
***Namel*** wegen Krankheit nicht erscheinen. Erganzend zum bisherigen Vorbringen fiihrte
der Verteidiger im Wesentlichen aus, dass mittlerweile bzgl der Fakten I, Il und IV betreffend
des Jahres 2014 Verjahrung eingetreten sei. Es werde daher der strafbestimmende Wertbetrag
auf € 48.494,78 zu reduzieren sein und verbleiben betreffend der Betriebsprifung
***Name3*** die Feststellungen der Pkt 20, 22 und 23 bzw bei der Betriebspriifung
***Named*** die Feststellungen der Pkt 1, 6, 16, 17, 21, 28, 30 und 38. Zudem werde der
Vorwurf der fingierten Lieferketten bestritten und seien alles reale Geschafte gewesen, was
durch den Umstand bewiesen werde, dass die Geschafte mit Bankiiberweisungen abgewickelt
worden seien, da der Beschuldigte Zwischenfinanzierungen benétigt habe, welche er tiber die
Bank abgewickelt habe und welche nachvollziehbar seien. Dariiber hinaus sei die Freigabe der
Zahlungen aufgrund der Rechnungen und Fahrzeugunterlagen erfolgt und handle es sich zu Pkt
38 um keine Scheinrechnung, da die Leistungen erbracht worden seien.
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Der Vertreter der belangten Behorde bestatigte die Angaben des Verteidigers zur
Verjahrungseinrede und gab unter Verweis auf das bisherige Vorbringen zusammenfassend an,
dass laufend Raten entrichtet werden.

Nach Angabe seiner persdnlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse gab der Beschuldigte
zusammenfassend an, dass er fiir die Firma seiner Frau steuerlich zustandig gewesen sei, die
Abgabenbescheide rechtskraftig seien, falls Fehler passiert seien, diese nicht absichtlich erfolgt
seien, es sein konne, dass er versehentlich nicht alles Uberprift habe, alle Geschafte real
abgewickelt worden seien und wenn das Gericht meine, er muiisse bestraft werden, dann soll es
eben so sein, zumal er genug Probleme, insbesondere mit seiner pflegebedirftigen Gattin
habe. Zudem schilderte er ausfiihrlich, wie die Geschafte tber die Bank abgewickelt worden

seien.
Uber die Beschwerde wurde erwogen

Festgestellter Sachverhalt

Der Beschuldigte war im inkriminierten Zeitraum der faktische Machthaber des
Einzelunternehmens seiner Gattin ***Name2*** und fiir deren abgabenrechtlichen Belange
verantwortlich. Dieses Einzelunternehmen existierte seit April 2011 und war bis 2019 im
Bereich des Einzelhandels mit Kraftfahrzeugen unternehmerisch tatig.

Der 54jahrige Beschuldigte ist derzeit bei der ***Firmal*** als Werkstattenleiter angestellt.
Diese Firma gehort seiner Tochter ***Name5***, welche auch als Geschaftsfihrerin fungiert.
Bis Mitte 2025 war er auch bei der ***Firma2*** beschaftigt, welche im Mai 2025 nach
Eroffnung des Konkursverfahrens aufgelost wurde. An dieser Firma war der Beschuldigte bis
2018 maRgeblich beteiligt. Der unbescholtene Beschuldigte verdient monatlich € 3.700,00
netto, ist Halfteeigentiimer der Liegenschaft ***Bf1-Adr*** hat Schulden iHv ca € 250.000,000
und ist sorgepflichtig flr seine pflegebedirftige Gattin und zwei Enkelkinder, fiir welche die

Vormundschaft Ubernommen wurde.

***Namel*** war zumindest seit 29.10.2010 im Bereich des Einzelhandels mit
Kraftfahrzeugen unternehmerisch tatig. Der Beschuldigte kannte ***Namel*** (iber seinen
Vater ***Name6***. Sie waren im geschaftlichen Kontakt und wickelten gemeinsam mehrere
Geschafte ab.

Zum Zwecke der (versuchten) Abgabenverkiirzung tauschte der Beschuldigte zum Teil
gemeinsam mit dem bereits rechtskraftig verurteilten ***Namel*** im Zusammenhang mit
Fahrzeugverkaufen steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferungen vor, tatsachlich haben die
Fahrzeuge Osterreich nicht verlassen. Zudem fanden fingierte Geschifte statt, teilweise auch
zwischen dem Einzelunternehmen ***Name2*** und dem Einzelunternehmen ***Namel***,
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Dazu falschte der Beschuldigte Rechnungen und Belege. Der Beschuldigte handelte in all diesen
Fallen mit dem Vorsatz Abgaben zu verkiirzen. Im Detail wird auf die Feststellungen der
AulRenprifung ***Name2*** zu den Pkt 1, 6, 16, 17, 21, 28 und 30 und betreffend
AuRenprifung ***Namel*** zu den Pkt 20, 22 und 23 verwiesen. Diese Feststellungen
werden dieser Entscheidung als integrierten Bestandteil zu Grunde gelegt und
zusammengefasst wie folgt wiedergegeben:

AulRenprifung ***Name2***:

Punkt 1: Audi A6 Bj 6/2011 FG-Nr ***Zahl4***: Der Verkauf des Kfz an die ***Firma3*** durch
die Abgabepflichtige wurde vom Beschuldigten fingiert mit dem Zweck, die Gewinnspanne bei
der Abgabepflichtigen um € 7.500,00 zu verkiirzen.

Punkt 6: Audi A4 Bj 9/2009 FG-Nr ***Zahl5***: Dieses Kfz ist weder im Ein- noch im Verkauf
der Buchhaltung der Abgabepflichtigen erfasst. Der Beschuldigte hat die ***Firma4***
missbrauchlich verwendet, um Umsatz- und Einkommensteuer zu verkiirzen.

Punkt 16: MB E 200 CDI Bj 2/2012 FG-Nr ***Zahl6***: Mit dem Verkauf der ***Firma5*** an
***Firma6*** bzw mit dem Ankauf der Abgabepflichtigen von ***Name7*** liegt ein
Scheingeschiéft vor, das das wahre Geschaft, namlich den Verkauf der ***Firma5*** an die
Abgabepflichtige verschleiern sollte mit dem Zweck, von der Voll- in die Differenzbesteuerung
wechseln und damit Umsatz- und Einkommensteuer entsprechend verkiirzen zu kénnen.

Punkt 17: MB E 200 CDX Bj 9/2013 FG-Nr ***Zahl7***. Mit dem Verkauf der ***Name8*** an
***Firma7***. bzw mit dem Ankauf der Abgabepflichtigen von ***Name7*** liegt ein
Scheingeschift vor, das das wahre Geschaft, namlich den Verkauf der ***Name8*** an die
Abgabepflichtige verschleiern sollte mit dem Zweck, von der Voll- in die Differenzbesteuerung
wechseln und damit Umsatz- und Einkommensteuer entsprechend verkiirzen zu kénnen.

Punkt 21: MB E 200 GDI Bj 9/2008 FG-Nr ***Zahl8***: Es handelt sich beim Verkauf der
***Name8*** an die ***Firma8***, Romania, um ein Scheingeschaft, wobei das wahre
Geschaft, namlich der Verkauf der ***Name8*** an die Abgabepflichtige verdeckt werden
hatte sollen mit dem Zweck, von der Voll- in die Differenzbesteuerung wechseln und somit
entsprechend Umsatz- und Einkommensteuer entsprechend verkiirzen zu kénnen.

Punkt 28: BMW X5 xDrive 30d Bj 7/2009 FG-Nr ***Zahl|9***: Es handelt sich bei den Verkaufen
von ¥**Name9*** an ***Namel10***, von ***Namel11*** an ***Name12*** und von
***Namel2*** an ***Namel*** um Scheingeschafte, die das wahre Geschéaft, namlich den
Verkauf von ***Name9*** an ***Name3*** verschleiern sollte mit dem Zweck, die
Gewinnspanne und somit Umsatz- und Einkommensteuer entsprechend zu verkiirzen.

Punkt 30: MB S 32Q CDI Bj 6/2007 FG-Nr ***Zahl10***: Der Ankauf des Kfz von
***Namel3*** durch ***Bf1*** wurde fiir die Abgabepflichtige durchgefiihrt und der
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Verkauf des Kfz an die ***Firma9*** durch die Abgabepflichtige als das wahre Geschaft
gewertet, der Rest der Verkaufskette wurde als Scheingeschéafte qualifiziert mit dem Zweck,
Umsatz- und Einkommensteuer verkiirzen zu kdnnen.

AuRenprifung ***Namel***:

Punkt 20: Nissan Navara Bj 6/2006 FG-Nr ***Zahl11***. ***Name6*** trat fur die
***Firmad*** auf, um eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung vorzutdauschen und in
der Folge das Kfz ohne Umsatzsteuer fiir den Abgabepflichtigen kaufen zu kénnen. Da der
(fingierte) Verkauf der ***Firmal0*** an die ***Firmad*** bzw der Einkauf des Kfz durch
***Name2*** von der ***Firma4*** nur zwei Tage auseinanderliegen, liegt hier hinsichtlich
des Erwerbes der ***Firmad*** von der ***Firmal0*** ein Scheingeschaft vor, das das wahre
Geschaft, namlich den Verkauf der ***Firmal0*** an den Abgabepflichtigen verdecken sollte
mit dem Zweck, Umsatz- und Einkommensteuer entsprechend zu verkiirzen.

Punkt 22: MB E 220 CDI Bj 1/2009 FG-Nr ***Zahl12***. ***Namel*** und ***Name2*** bzw
***Bf1*** bedienten sich anderer Personen bzw Firmen, um selbst nicht als Erwerber bzw
Verkdufer des Kfz auftreten zu mussen und so Umsatz- und Einkommensteuer verkiirzen
konnen. Dieses Kfz ist in der Buchhaltung des Abgabepflichtigen weder im Ein- noch im Verkauf
erfasst.

Punkt 23: MB S 320 CDX Bj 3/2007 FG-Nr ***Zahl13***: Der Verkauf der ***Firmall*** an
***Namel4*** und der Verkauf des ***Namel14*** an den Abgabepflichtigen werden als
Scheingeschifte gewertet, um das wahre Geschaft, namlich den Verkauf der ***Firmal1***
an den Abgabepflichtigen zu verdecken mit dem Zweck, Umsatz- und Einkommensteuer
entsprechend zu verkirzen. Die durch die Scheingeschafte der Besteuerung entzogene
Gewinnspanne wird den Beteiligten ***Name2***, ***Name7*** und dem Abgabepflichtigen
zu je einem Drittel zugerechnet.

Ein Zusammenwirken des Beschuldigten mit ***Name1*** ist bezliglich der Pkt 20, 22 und 23
betreffend der AuRenprifung ***Namel*** und hinsichtlich der Pkt 28 und 30 betreffend der
AulRenprifung ***Name2*** evident, zumal solche Machenschaften nur unter Einbindung des
jeweiligen anderen moglich sind.

Hinsichtlich der Feststellung der AuRenprifung ***Name2*** zu Pkt 38 konnte nicht
festgestellt werden, ob es sich dabei um eine Scheinrechnung gehandelt hat.

Die zugrundeliegenden Abgabenbescheide sind in Rechtskraft erwachsen.

Die Einkommen- und Umsatzsteuererkldarungen betreffend ***Name2*** wurden fir das Jahr
2013 am 24.9.2014 eingereicht und die Abgaben erklarungsgemal am 25.9.2014
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bescheidmaRBig festgesetzt. Die Einkommen- und Umsatzsteuererklarungen fir das Jahr 2014
wurden am 3.11.2015 eingereicht und die Abgaben am 31.3.2017 unter Berlicksichtigung der
Feststellungen der AuBenprifung festgesetzt. Die Einkommen- und Umsatzsteuererklarungen
fiir das Jahr 2015 wurden am 16.11.2016 eingereicht und die Abgaben am 31.3.2017 unter
Berlicksichtigung der Feststellungen der AuBenprifung festgesetzt.

Waren die Abgaben entsprechend den eingereichten Abgabenerklarungen bescheidmalig
festgesetzt worden, ware es bezliglich des Einzelunternehmens ***Name2*** zu einer
Abgabenverkiirzung betreffend Einkommensteuer 2014 iHv € 12.748,00, Umsatzsteuer 2014
iHv € 6.935,00, Einkommensteuer 2015 iHv € 7.428,00 und Umsatzsteuer 2015 iHv € 8.662,66,
gesamt € 35.938,65, gekommen.

Betreffend ***Namel*** wurden die Einkommen- und Umsatzsteuererklarungen fiir das Jahr
2012 von ihm am 6.11.2013 eingereicht und erklarungsgemaR am 21.11.2013 veranlagt. Die
Einkommensteuer- und Umsatzsteuererklarungen fir das Jahr 2013 wurden am 5.9.2014
eingereicht und erklarungsgemal® am 25.11.2014 veranlagt. Die Einkommensteuer- und
Umsatzsteuererklarungen fiir das Jahr 2014 wurden am 11.6.2015 eingereicht und die
Abgaben am 30.5.2017 unter Beriicksichtigung der Feststellungen der AuBenpriifung
festgesetzt. Die Einkommensteuer- und Umsatzsteuererklarungen fiir das Jahr 2015 wurde am
24.11.2016 eingereicht und die Abgaben am 30.5.2017 unter Bericksichtigung der
Feststellungen der AuBenprifung festgesetzt.

Waren die Abgaben entsprechend den eingereichten Abgabenerklarungen bescheidmalig
festgesetzt worden, ware es bezliglich des Einzelunternehmens ***Namel*** zu einer
Abgabenverkiirzung betreffend Einkommensteuer 2015 iHv € 2.879,47 und Umsatzsteuer 2015
iHv € 2.741,66, gesamt € 5.621,13, gekommen.

Beweiswiirdigung

Das Gericht konnte sich auf die in den nachstehenden Akten dokumentierten
Ermittlungsergebnisse und Beweismittel stiitzen und zwar dem Finanzstrafakt zu Sps
***Zahl1*** und den Akten der AuBenprifung zu ABNr 127028/15 (***Name2***) und ABNr
127011/15 (***Namel***). Bezlglich ***Name2*** waren dabei - wie bereits oben
festgestellt - die Feststellungen und die Beweiswlrdigung der AulRenprifung zu den Pkt 1, 6,
16, 17, 21, 28 und 30 und hinsichtlich ***Name1*** die Feststellungen und die
Beweiswirdigung der AuRenprifung zu den Pkt 20, 22 und 23 von wesentlicher Bedeutung
und konnte sich das Gericht mangels substantiierter Einwande auf diese stiitzen.

So stellte sich bspw aufgrund eines Einzelauskunftsersuchens der rumanischen
Finanzverwaltung vom 17.6.2014 betreffend einer steuerfreien innergemeinschaftlichen
Lieferung an die ***Firmal2*** (Rumanien) im Dezember 2012 Gber insgesamt € 65.600,00
(BMW 730d und Audi A8 3,0 TDI) heraus, dass die Fahrzeuge das Osterreichische Bundesgebiet
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nie verlassen haben. Die Geschéaftsfihrerin der ***Firmal2***, ***Namel15*** gab an, keine
Erwerbe aus Osterreich getatigt zu haben und auch niemanden von ihrer Firma beauftragt zu
haben, Geschafte mit einem 6sterreichischen Unternehmen abzuschlieRen.

Zudem sind die durchgefiihrten Erhebungen, Beweisergebnisse und die darauf basierenden
Betriebsprifungsberichte in sich schlissig und nachvollziehbar und durch das Gestandnis des
***Namel*** dem Grunde nach bestatigt worden. Es gab daher fir das Gericht am
vorsatzlichen Handeln des Beschuldigten keine Zweifel, zumal festgestellt worden ist, dass
Geschafte vorgetdauscht wurden und zu diesem Zwecke Dokumente und Unterlagen gefalscht
worden sind.

Zudem kommt den Abgabenbescheiden die Bedeutung einer qualifizierten Vorprifung der
Verdachtslage in Ansehung der objektiven Tatseite eines bestimmten Finanzvergehens zu, zu
deren eigenstandiger Nachpriifung das Gericht mit allen ihm auch sonst nach den
Verfahrensvorschriften zu Gebote stehenden Mitteln berechtigt, aber auch verpflichtet ist
(OGH 21.11.1991, 14 Os 127/90). Gegenstandlich konnte sich das Gericht beziglich der
objektiven Tatseite nach eingehender Prifung im Wesentlichen auf die rechtskraftigen
Abgabenbescheide und den schliissigen und nachvollziehbaren Berechnungen der belangten
Behorde stiitzen und ist der Beschuldigte diesen Feststellungen in objektiver Hinsicht auch
nicht substantiiert entgegengetreten.

Die subjektive Tatseite, namlich die vorsatzliche Handlungsweise des Beschuldigten, bestatigt
sich aus der Vorgehensweise selbst. Aus dem Gesamtbild der Tathandlungen geht hervor, dass
dem Beschuldigten hinsichtlich der Abgabenhinterziehungen ein wissentliches und
willentliches Handeln vorzuwerfen ist, zumal ihm die fiskalische Verpflichtung zur Abgabe
wahrheitsgemaler Abgabenerklarungen als langjahrige Unternehmer bekannt war und er
entgegen seinen abgabenrechtlichen Pflichten - teilweise gemeinsam mit ***Namel*** -
Geschaftsvorgange fingierte bzw Rechnungen und Belege falschte, um (versuchte)
Abgabenverkirzungen zu bewirken. Die in den Stellungnahmen und im Rahmen der
miundlichen Verhandlung vorgebrachten Darlegungen des Beschuldigten, insbesondere das
samtliche Geschafte real abgelaufen seien, waren aufgrund der Beweisergebnisse nicht
geeignet den subjektiven Tatvorsatz zu entkraften. Auch das samtliche Geschafte Uber die
Bank abgewickelt worden seien und diese aufgrund vorgelegter Unterlagen einer Uberpriifung
vorgenommen habe, reichte dazu nicht aus, zumal die Bank nur die RechtmaRigkeit der
Zahlung aufgrund vorgelegter Belege Uberpriift, nicht aber, ob den vorgelegten Unterlagen
reale Geschafte zu Grunde liegen. Darliber hinaus hinterlie8 der Beschuldigte gegeniiber dem
Senat keinen glaubwirdigen Eindruck.

Ob der Beschuldigte federfiihrend an den Abgabenhinterziehungen beteiligt war, wie vom
Spruchsenat festgestellt, liefl§ sich fir das Gericht nicht abschlieRend klaren, sodass das Gericht

vom gleichen Verschulden der Beteiligten ausgegangen ist.
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Dass der Beschuldigte der faktische Machthaber des Einzelunternehmens ***Name2*** war,
erschlielt sich aus seiner Aussage am 24.8.2000 und den Feststellungen der Betriebspriifung
und bestatigte dies der Beschuldigte auch noch einmal in der miindlichen Verhandlung.

Die Hohe der versuchten Abgabenverkiirzungen ergibt sich aus den schliissigen und
nachvollziehbaren Berechnungen der belangten Behorde, welchen auch der Beschwerdefihrer

nicht entgegengetreten ist.

Zudem wurden zum Zwecke der Erhebung der personlichen und wirtschaftlichen Situation
entsprechende Registerabfragen getatigt (zB Firmenbuch, Insolvenzdatei, Abgabenkonten,
Vorstrafenabfrage), sodass sich das Gericht auf deren Abfrageergebnisse stiitzen konnte.

Aus Vereinfachungsgriinden und mangels rechtlicher Auswirkungen ging das Gericht mangels
anderer Anhaltspunkte davon aus, dass die Abgabenbescheide am Tag ihrer Erlassung auch

zugestellt worden sind.

Rechtliche Beurteilung

Gem § 161 Abs 1 FinStrG hat das Bundesfinanzgericht, sofern die Beschwerde nicht gemdf3

§ 156 mit Beschluss zuriickzuweisen ist, grundsdtzlich in der Sache selbst mit Erkenntnis zu
entscheiden. Es ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung des
Erkenntnisses seine Anschauung an die Stelle jener der Finanzstrafbehérde zu setzen und das
angefochtene Erkenntnis (den Bescheid) abzudndern oder aufzuheben, den angefochtenen
Verwaltungsakt fiir rechtswidrig zu erkldren oder die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen.

Gem § 161 Abs 3 FinStrG ist eine Anderung des angefochtenen Erkenntnisses zum Nachteil des
Beschuldigten oder der Nebenbeteiligten nur bei Anfechtung durch den Amtsbeauftragten
zuldssig.

Gem § 98 Abs. 3 FinStrG hat die Finanzstrafbehérde unter sorgfiltiger Berliicksichtigung der
Ergebnisse des Verfahrens nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache erwiesen ist
oder nicht; bleiben Zweifel bestehen, so darf die Tatsache nicht zum Nachteil des Beschuldigten
oder der Nebenbeteiligten als erwiesen angenommen werden.

Zur Einstellung aufgrund des Eintritts der Strafbarkeitsverjdhrung

Gem § 31 Abs 1 FinStrG erlischt die Strafbarkeit eines Finanzvergehens durch Verjéhrung. Die
Verjédhrungsfrist beginnt, sobald die mit Strafe bedrohte Tiitigkeit abgeschlossen ist oder das
mit Strafe bedrohte Verhalten aufhért. Gehort zum Tatbestand ein Erfolg, so beginnt die
Verjdhrungsfrist erst mit dessen Eintritt zu laufen. Sie beginnt aber nie friiher zu laufen als die
Verjdhrungsfrist fiir die Festsetzung der Abgabe, gegen die sich die Straftat richtet.
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Gem § 31 Abs 5 erster Satz FinStrG erlischt bei Finanzvergehen, fiir deren Verfolgung die
Finanzstrafbehérde zustdndig ist, die Strafbarkeit jedenfalls, wenn seit dem Beginn der
Verjéhrungsfrist zehn Jahre und gegebenenfalls die in Abs. 4 lit. c genannte Zeit verstrichen
sind.

Die Verjahrung der Strafbarkeit ist von Amts wegen in jedem Stadium des Verfahrens
wahrzunehmen (VwWGH 23.10.1970, 442/70) und stellt einen Strafaufhebungsgrund dar (OGH
24.11.1981, 9 Os 112/80). Der eingetretene Fristablauf bezlglich der Verjahrung der
Strafbarkeit nach § 31 FinStrG ist auch im Rechtsmittelverfahren zu beachten (vgl BFG
8.5.2015, RV/3300005/2013; BFG 18.11.2020, RV/7300033/2019).

Beim erfolglosen Versuch der Ausfiihrung eines Vorsatzdeliktes beginnt die Verjahrung mit der
letzten auf die Ausfiihrung gerichteten Handlung des Taters (Kéck in
Kéck/Judmaier/Kalcher/Schmitt, FinStrG Band 1° § 31 Rz 3). Die Verjahrungsfrist beginnt daher
bei den veranlagten Abgaben mit der Einreichung der auf den unrichtig geflihrten
Geschaftsblichern beruhenden Abgabenerklarungen, welche ihrer Art nach bereits die
tatbildmaRige Ausfiihrungshandlung iS einer Verletzung der abgabenrechtlichen Offenlegungs-
und Wahrheitspflicht darstellt (VwGH 15.6.1962, 280/62; OGH 13.3.2019, 13 Os 118/18d)

Gehort zum Tatbestand eines Finanzvergehens ein Erfolg, beginnt die Verjahrungsfrist nicht
schon mit der Einreichung der Abgabenerklarung, sondern erst mit Eintritt des Erfolges (der
Abgaben- oder Einnahmenverkiirzung) zu laufen. Da nach § 33 Abs 3 lit a erster Fall FinStrG
eine Abgabenverkiirzung nach Abs 1 mit Bekanntgabe des Bescheides, mit dem bescheidmaRig
festzusetzende Abgaben zu niedrig festgesetzt wurden, bewirkt ist, tritt der Erfolg mit
Bekanntmachung (Zustellung) der Abgabenbescheide ein.

Flr andere an der Tat Beteiligte (§ 11 FinStrG) beginnt die Verfolgungsverjahrung in der Regel
im gleichen Zeitpunkt wie beim unmittelbaren Tater.

Fiir verwaltungsbehordlich zu ahndende Finanzvergehen erlischt gem § 31 Abs 5 FinStrG die
Strafbarkeit absolut mit dem Ablauf von 10 Jahren ab Beginn der Verjahrungsfrist (vgl BFG
27.4.2021, RV/5300010/2017; BFG 18.2.2020, RV/7300038/2019).

Nachdem betreffend ***Name2*** die Umsatz- und Einkommensteuerbescheide 2013 am
25.9.2014 zugestellt worden sind, ist die Strafbarkeit der angelasteten Finanzvergehen am
25.9.2024 absolut erloschen.

Zudem ist die Strafbarkeit der angelasteten Finanzvergehen beziglich ***Namel***
hinsichtlich der Umsatz- und Einkommensteuer 2013 mit 25.11.2024 absolut verjahrt, zumal
die Verjahrung aufgrund der Zustellung der Abgabenbescheide am 25.11.2014 an diesen Tag
begann.
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Darliber hinaus ist auch die Strafbarkeit der angelasteten Finanzvergehen beziiglich
***Namel*** hinsichtlich der Umsatz- und Einkommensteuer 2014 mit 11.6.2025 absolut
verjahrt, zumal die Verjahrung aufgrund der Einreichung der Umsatz- und
Einkommensteuererklarungen 2014 am 11.6.2015 an diesen Tag begann.

Aus diesem Grund war das Finanzstrafverfahren beziiglich der im bekampften Erkenntnis des
Spruchsenates zu Spruchpunkt I.) und 1l.) sowie zu IV.) betreffend des Jahres 2014 angelasteten
Abgabenhinterziehungen gem §§ 157, 136 Abs 1 iVm § 82 Abs 3 lit ciVm 31 Abs 5 FinStrG
wegen Eintritt der Strafbarkeitsverjahrung einzustellen.

Zur objektiven und subjektiven Tatseite

Gem § 33 Abs 1 FinStrG macht sich einer Abgabenhinterziehung schuldig, wer vorsdtzlich unter
Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzeige-, Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht eine
Abgabenverkiirzung bewirkt.

Gem § 33 Abs 3 lit a FinStrG ist eine Abgabenverkiirzung nach Abs. 1 oder 2 bewirkt mit
Bekanntgabe des Bescheides, mit dem bescheidmdflig festzusetzende Abgaben zu niedrig
festgesetzt wurden oder wenn diese infolge Unkenntnis der Abgabenbehérde von der
Entstehung des Abgabenanspruches mit dem Ablauf der gesetzlichen Erklérungsfrist
(Anmeldefrist, Anzeigefrist) nicht festgesetzt werden konnten.

Gem § 8 Abs 1 FinStrG handelt vorsditzlich, wer einen Sachverhalt verwirklichen will, der einem
gesetzlichen Tatbild entspricht; dazu genligt es, dafs der Tditer diese Verwirklichung ernstlich fiir
mdglich hélt und sich mit ihr abfindet.

Gem § 11 FinStrG begeht nicht nur der unmittelbare Téiter das Finanzvergehen, sondern auch
jeder, der einen anderen dazu bestimmt, es auszufiihren, oder der sonst zu seiner Ausfiihrung
beitrdigt.

Gem § 13 Abs 1 FinStrG gelten die Strafdrohungen fiir vorsdtzliche Finanzvergehen nicht nur fiir
die vollendete Tat, sondern auch fiir den Versuch und fiir jede Beteiligung an einem Versuch.

Gem § 13 Abs 2 FinStrG ist die Tat versucht, sobald der Téiter seinen Entschluf3, sie auszufiihren
oder einen anderen dazu zu bestimmen (§ 11), durch eine der Ausfiihrung unmittelbar
vorangehende Handlung betiditigt.

Da nicht mit einer fur ein Strafverfahren erforderlichen Sicherheit festgestellt werden konnte,
dass es hinsichtlich ***Name2*** bei der Feststellung zu Pkt 38 um eine Scheinrechnung
gehandelt hat, war ein Betrag von € 6.935,00 an Umsatzsteuer betreffend des Jahres 2014
auszuscheiden. Dahingehend war der Einwand des Beschuldigten berechtigt.
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Bei bescheidmaRig festzusetzenden Abgaben (etwa bei der Einkommensteuer oder der
Umsatzsteuer) werden - bezogen auf ein Steuersubjekt - mit nacheinander erfolgter Abgabe
unrichtiger Jahreserklarungen mehrerer Veranlagungsjahre hindurch mehrere
realkonkurrierende Finanzvergehen der Abgabenhinterziehung nach § 33 Abs 1

FinStrG begangen. Solcherart bildet die Abgabe einer unrichtigen Jahreserklarung zu einer
Steuerart - allenfalls auch als Biindel mehrerer steuerlich trennbarer Einzelaspekte - eine
selbstandige Tat iSd § 21 Abs 1 FinStrG; gleiches gilt fiir das Unterlassen der Abgabe einer
Steuererklarung (vgl OGH 11.10.2017, 13 Os 88/17s; VwWGH 3.6.2020, Ra 2019/16/0125).

Die objektive Tatseite ist durch die Abgabe von unrichtigen Umsatz- und
Einkommensteuererklarungen 2014 und 2015 betreffend der Steuerangelegenheiten
***Name2*** und von unrichtigen Umsatz- und Einkommensteuererklarungen 2015
betreffend der Steuerangelegenheiten ***Namel*** und den dadurch versuchten
Abgabenverkiirzungen in der oben festgestellten Hohe evident. Da es bei samtlichen Taten zu
keiner bescheidmaRig Festsetzung der verkirzten Abgaben kam, sind die Taten gem § 13
FinStrG im Versuchsstadium geblieben.

Der sogenannte bedingte Vorsatz (dolus eventualis), der eine Untergrenze des Vorsatzes
darstellt, ist dann gegeben, wenn der Tater die Verwirklichung des Unrechtes des
Sachverhaltes zwar nicht anstrebt, ja nicht einmal mit Bestimmtheit mit dem Eintritt des
verponten Erfolges rechnet, dies jedoch fiir méglich halt, dh als naheliegend ansieht und einen
solchen Erfolg hinzunehmen gewillt ist (VWGH 18.5.2006, 2005/16/0260).

Der Beschuldigte wusste aufgrund seiner langjahrigen unternehmerischen Erfahrung und der
Tatsache, dass bereits in den Vorjahren Abgabenerklarungen fristgerecht eingereicht wurden,
von der Pflicht zur termingerechten Einreichung betragsmafig korrekter Abgabenerklarungen.
Wer gegenstandlich, sowie der Beschuldigte fliir Zwecke der Abgabenhinterziehung Geschafte
vortauscht und zu diesem Zweck Urkunden und Dokumente manipuliert, handelt nicht nur mit
bedingtem Vorsatz, sondern wissentlich und willentlich, sodass es keine Zweifel an der
vorsatzlichen Handlungsweise des Beschuldigten gibt. Die hohe kriminelle Energie bei der
Falschung bzw Verschleierung der Verkaufsvorgiange und der damit zusammenhangender
Unterlagen und Dokumente zeigt deutlich, dass es der Beschuldigte geradezu darauf angelegt
hat, Finanzvergehen der Abgabenhinterziehung gem § 33 Abs 1 FinStrG zu verwirklichen, auch
wenn sie im Versuchsstadium verblieben sind. Bei den Geschaftsvorgangen beziglich der Pkt
20, 22 und 23 betreffend der AuBenprifung ***Namel*** und hinsichtlich der Pkt 28 und 30
betreffend der AuBenpriifung ***Name2*** unterstitzten sich der Beschuldigte und
***Namel*** gegenseitig bei der Verschleierung der Verkaufsvorgiange. Der Beschuldigte trug
daher im oben beschriebenen Ausmal? zu den versuchten vorsatzlichen
Abgabenhinterziehungen des ***Namel*** bei.
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Flr den Finanzstrafsenat ist somit auch die subjektive Tatseite der versuchten
Abgabenhinterziehungen gem §§ 13 iVm 33 Abs 1 FinStrG teilweise iVm § 11 FinStrG erwiesen.

Strafbemessung
Gem § 23 Abs 1 FinStrG ist Grundlage fiir die Strafbemessung die Schuld des Tdters.

Gem § 23 Abs 2 FinStrG sind bei der Bemessung der Strafe die Erschwerungs- und die
Milderungsgriinde, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander
abzuwdgen. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, ob es dem Téiter darauf angekommen ist, sich
oder einem Verband, als dessen Entscheidungstrdger er gehandelt hat, durch die
wiederkehrende Begehung der Tat eine nicht nur geringfiigige fortlaufende Einnahme zu
verschaffen. Eine wiederkehrende Begehung liegt vor, wenn der Tditer bereits zwei solche Taten
begangen hat oder einmal wegen einer solchen Tat bestraft worden ist. Ebenso ist bei der
Bemessung der Strafe darauf Bedacht zu nehmen, ob die Verkiirzung oder der Abgabenausfall
endgiiltig oder nur voriibergehend hitte eintreten sollen. Im Ubrigen gelten die §§ 32 bis 35
StGB sinngemdfs.

Gem § 23 Abs 3 FinStrG sind bei der Bemessung der Geldstrafe auch die persénlichen
Verhdltnisse und die wirtschaftliche Leistungsfdhigkeit des Téiters zu berticksichtigen.

Gem § 23 Abs 4 FinStrG hat bei Finanzvergehen, deren Strafdrohung sich nach einem
Wertbetrag richtet, die Bemessung der Geldstrafe mit mindestens einem Zehntel des
Héchstmafes der angedrohten Geldstrafe zu erfolgen. Die Bemessung einer diesen Betrag
unterschreitenden Geldstrafe aus besonderen Griinden ist zuldssig, wenn die Ahndung der
Finanzvergehen nicht dem Gericht obliegt.

Gem § 21 Abs 1 erster Satz FinStrG ist im Falle, dass jemand durch eine Tat oder durch mehrere
selbstéindige Taten mehrere Finanzvergehen derselben oder verschiedener Art begangen hat
und liber diese Finanzvergehen gleichzeitig erkannt wird, auf eine einzige Geldstrafe,
Freiheitsstrafe oder Geld- und Freiheitsstrafe zu erkennen.

Gem § 21 Abs 2 FinStrG ist die einheitliche Geld- oder Freiheitsstrafe jeweils nach der
Strafdrohung zu bestimmen, welche die héchste Strafe androht. Es darf jedoch keine geringere
Strafe als die hochste der in den zusammentreffenden Strafdrohungen vorgesehenen
Mindeststrafen verhéingt werden. Hidngen die zusammentreffenden Strafdrohungen von
Wertbetrdgen ab, so ist fiir die einheitliche Geldstrafe die Summe dieser Strafdrohungen
mafigebend. (...).

Gem § 20 Abs 1 FinStrG ist im Falle, dass auf eine Geldstrafe oder auf Wertersatz erkannt wird,
zugleich die fiir den Fall der Uneinbringlichkeit an deren Stelle tretende Ersatzfreiheitsstrafe
festzusetzen.
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Gem § 33 Abs 5 FinStrG wird die Abgabenhinterziehung mit einer Geldstrafe bis zum
Zweifachen des fiir den Strafrahmen mafigeblichen Verkiirzungsbetrages (der
ungerechtfertigten Abgabengutschrift) geahndet. Dieser umfasst nur jene Abgabenbetréige
(ungerechtfertigte Gutschriften), deren Verkiirzung im Zusammenhang mit den Unrichtigkeiten
bewirkt wurde, auf die sich der Vorsatz des Téiters bezieht. {...).

Entsprechend der Bestimmung des § 23 FinStrG ist Grundlage fiir die Bemessung der Strafe die
Schuld des Taters, wobei Erschwerungs- und Milderungsgriinde gegeneinander abzuwagen und
bei der Bemessung der Geldstrafe auch die personlichen Verhaltnisse und die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit des Beschuldigten zu berlicksichtigen sind.

Bei der Strafbemessung sind neben den schuldangemessenen Aspekten auch general- und
spezialpraventive Erwagungen zu beriicksichtigen. Die Strafe hat einerseits generalpraventiv
die Aufgabe, das Vertrauen der Allgemeinheit in die Durchsetzungskraft der Rechtsordnung zu
starken und potenzielle Tater von der Begehung dhnlicher Taten abzuhalten. Andererseits soll
sie spezialpraventiv auf den Tater selbst einwirken, ihn von kiinftigen Rechtsverletzungen
abhalten und ihm die UnrechtmaRigkeit seines Handelns nachhaltig vor Augen fiihren. Dabei
ist zu beachten, dass die Strafe weder unter- noch Gberzogen ausfallen darf. Sie muss splirbar
genug sein, um die praventiven Zwecke zu erfiillen, darf aber den Tater nicht GibermaRig
belasten oder in seiner sozialen und wirtschaftlichen Existenz unverhaltnismaRig treffen.

Hinsichtlich des Verschuldens liegt nach Ansicht des Senates ein schweres Verschulden des
Beschuldigten vor, zumal den Abgabenhinterziehungen liberwiegend Scheingeschafte
zugrunde lagen, sodass nicht nur unrichtige Steuererklarungen eingereicht wurden, sondern
auch Geschafte vorgetauscht und Urkunden und Dokumente gefalscht wurden. Diese
Vorgehensweise zeugt von hoher krimineller Energie und erstreckten sich die Machenschaften
zudem Uber mehrere Jahre.

Aus diesem Grund wertete das Gericht als erschwerend die hohe kriminelle Energie durch
Verwendung gefalschter Urkunden und Dokumente und die mehrfache Tatwiederholung bzw
den langen Tatzeitraum. Hingegen waren die gewerbsmaRige Tatbegehung und der endgiiltige
Abgabenausfall nicht als erschwerend zu werten, zumal sich der Beschuldigte - da die Taten im
Versuchsstadium geblieben sind - keine fortlaufende Einnahme verschafft hat und es auch zu
keinem endgiltigen Abgabenausfall gekommen ist. Zudem konnte nicht mit einer fiir ein
Strafverfahren erforderlichen Sicherheit festgestellt werden, dass der Beschuldigte fiihrend an
den Taten beteiligt war, sodass dieser Erschwerungsgrund entgegen den Ausfiihrungen des
Spruchsenates nicht vorgelegen ist.

Als mildernd wurden vom Gericht gewertet, wie bereits der Spruchsenat richtig ausgefiihrt hat,
die Unbescholtenheit des Beschuldigten, dass samtliche Taten beim Versuch geblieben und es
somit zu keinem endglltigen Abgabenausfall gekommen ist, die lange Verfahrensdauer von
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rund finf Jahren und zwar konkret mit einem Abschlag von € 1.000,00 und dass die Taten
schon langere Zeit zurlckliegen und sich seitdem der Beschuldigte Wohlverhalten hat.

Weiters wurde bei der Strafbemessung auf die personliche und wirtschaftliche Situation des
Beschuldigten Bedacht genommen, insbesondere die Sorgepflichten fiir die pflegebedirftige
Frau und die zwei Enkelkinder ausreichend beriicksichtigt.

Unter Zugrundelegung der §§ 21 Abs 1 iVm 33 Abs 5 FinStrG ergibt sich nunmehr aufgrund der
teilweisen Einstellung von bestimmten im Spruch angefiihrten Taten bei einem nunmehr
reduzierten strafbestimmenden Wertbetrag von € 41.559,78 ein Strafrahmen fiir die
Geldstrafe von € 8.311,96 bis € 83.119,56. Zudem war bei der Strafausmessung vom Gericht zu
bericksichtigen, dass mangels Beschwerde durch den Amtsbeauftragten gem § 161 Abs 3
FinStrG die Hohe der Geld- und Ersatzfreiheitsstrafe keinesfalls die vom Spruchsenat
verhdngten Strafen Ubersteigen darf.

Vielmehr hatte das Gericht um einen VerstolR gegen das Verboserungsverbot zu vermeiden, als
Folge der Teileinstellung des Strafverfahrens wegen Eintritts der Verjahrung einiger Taten eine
angemessene Herabsetzung der im Straferkenntnis verhdangten Strafe auszusprechen (vgl
VWGH 25.4.1961, 1286/59). In einem genauen proportionalen Verhaltnis zu der von der
Finanzstrafbehorde festgesetzten Strafe braucht die neue Strafe aber nicht bemessen werden
(VwSIg NF 6781/A). Auch im Falle der Einschrankung des Tatzeitraums oder einer sonstigen
Reduktion des Tatvorwurfs verlangt der Grundsatz des Verbots der reformatio in peius zwar
die Herabsetzung der Strafhohe — aulRer es sind andere Strafbemessungsgriinde
heranzuziehen, die eine Beibehaltung der festgesetzten Strafhohe dennoch rechtfertigen (vgl
VWGH 28.5.2019, Ra 2019/15/0019 mwN; VWGH 26.3.2019, Ra 2019/16/0025; VwWGH 7.9.2018,
Ra 2017/17/0408; VWGH 11.6.2018, Ra 2018/17/0014) (Kdck in
Kéck/Judmaier/Kalcher/Schmitt, Finanzstrafgesetz 2° § 161 FinStrG Rz 19). Diese Grundsitze
gelten nach Ansicht des Gerichtes auch bei einer anderen Gewichtung der
Strafzumessungsgriinde.

Ausgehend von diesen Uberlegungen kam das Gericht zum Ergebnis, dass aufgrund des
schweren Verschuldens und unter Abwagung der genannten Milderungs- und
Erschwernisgriinde eine Geldstrafe iHv € 22.000,00 tat- und schuldangemessen ist. Eine
geringere Geldstrafe war insbesondere aufgrund der hohen kriminellen Energie des
Beschuldigten und aus spezial- und generalpraventiven Erwagungen nicht moéglich, da der KFZ-
Gebrauchtwagenhandel als Risikobranche gilt und der 54jahrige Beschuldigte nach wie vor in
diesem Bereich tatig ist. Die Geldstrafe in dieser Hohe war daher erforderlich, um nicht nur den
Tater zukinftig von solchen Taten abzuhalten, sondern auch potenziellen Tatern zu vermitteln,
dass bei Vortauschen von Rechtsgeschaften zum Zwecke der Abgabenhinterziehung mit
empfindlichen Strafen zu rechnen ist.
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Aufgrund der oben angefiihrten Griinde war auch eine Neuausmessung der gem § 20 Abs 1
FinStrG fir den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe zu bemessenden Ersatzfreiheitsstrafe
vorzunehmen. Das Gericht erachtete unter Zugrundelegung oben angefiihrter Umstande eine
Ersatzfreiheitsstrafe von einem Monat als schuld- und tatangemessen.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.

Kostenentscheidung

Die Verfahrenskosten in unverdanderter Hohe von € 500,00 griinden sich auf § 185 Abs 1 lit a
FinStrG, wonach pauschal ein Kostenersatz im AusmaR von 10% der verhangten Geldstrafe,
maximal aber ein Betrag von € 500,00 festzusetzen ist.

Zur Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gem Art 133 Abs 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da das
Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil sie keine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung im
Sinne des Art 133 Abs 4 B-VG aufzeigt. Die vom Beschuldigten aufgeworfenen Einwendungen
richten sich im Kern gegen die vorgenommene Beweiswirdigung und die daraus gezogenen
tatsachlichen Schlussfolgerungen. Damit werden jedoch ausschliellich Tatfragen
angesprochen, deren Beurteilung nach standiger Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes der revisionsgerichtlichen Kontrolle entzogen ist; dies gilt auch fir
das in Bezug auf die Strafhohe anzuwendende Ermessen.

Wien, am 7. Oktober 2025

17 von 17



	Entscheidungsgründe
	Verfahrensgang
	Über die Beschwerde wurde erwogen
	Festgestellter Sachverhalt
	Beweiswürdigung
	Rechtliche Beurteilung
	Strafbemessung
	Kostenentscheidung
	Zur Unzulässigkeit der Revision



